Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2229 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
mietrechtlicher Vorschriften 

— Drucksachen IV/806, IV/2195 — 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) — Drucksache IV/2195 — bis auf die folgenden 

Änderungen: 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


(Artikel I) 

14. § 556 a Abs. 7 wird wie folgt gefaßt: 


„Eine entgegenstehende Vereinbarung ist un- 
wirksam.“ 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(Artikel I) 

14. § 556 a wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 4 wird die Nummer 3 gestrichen. 

b) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt; 

„Eine entgegenstehende Vereinbarung ist 
unwirksam.“ 


14a. Nach § 556 b wird folgender § 556 c eingefügt: 

„§ 556 c 

Ist auf Widersprudi des Mieters bereits ein- 
mal durch Einigung oder Urteil die Fortsetzung 
des Mietverhältnisses bestimmt worden, so 
kann der Mieter eine weitere Fortsetzung nur 
verlangen, wenn dies durdi eine wesentlidie 
Änderung der Umstände, die nach § 556 a oder 
§ 556 b maßgebend waren, gerechtfertigt ist." 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


19. Nach § 565 a werden folgende §§ 565 b und 565 c 
eingefügt: 

»§ 565 b 

(1) Ist Wohnraum mit Rücksicht auf das Be- 
stehen eines Dienstverhältnisses vermietet, so 
kann nach der Beendigung des Dienstverhält- 
nisses der Vermieter ein auf unbestimmte Zeit 
bestehendes Mietverhältnis spätestens am drit- 
ten Werktag eines Kalendermonats für den Ab- 
lauf des nächsten Monats kündigen, wenn der 
Wohnraum für einen anderen zur Dienstleistung 
Verpflichteten dringend benötigt wird. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

19. Nach § 565 a werden folgende §§ 565 b, 565 c, 
565 d und 565 e eingefügt; 

„§ 565 b 

Ist Wohnraum mit Rücksicht auf das Bestehen 
eines Dienstverhältnisses vermietet, so gelten 
die besonderen Vorschriften der §§ 565 c und 
565 d. 


(2) Hat der Vermieter nach Absatz 1 gekün- 
digt, so gilt § 556 a mit der Maßgabe, daß der 
Vermieter die Einwilligung zur Fortsetzung des 
Mietverhältnisses verweigern kann, wenn der 
Mieter den Widerspruch nicht spätestens zwei 
Wochen vor der Beendigung des Mietverhält- 
nisses erklärt hat. 

(3) Hat der Mieter das Dienstverhältnis ge- 
löst, ohne daß ihm von dem Dienstberechtigten 
gesetzlich begründeter Anlaß gegeben war, oder 
hat der Mieter durch sein Verhalten dem Dienst- 
berechtigten gesetzlich begründeten Anlaß zur 
Auflösung des Dienstverhältnisses gegeben, so 
gelten die §§ 556 a und 556 b nicht,'' 


§ 565 c 

Ist das Mietverhältnis auf unbestimmte Zeit 
eingegangen, so ist nach Beendigung des Dienst- 
verhältnisses eine Kündigung des Vermieters 

zulässig 

1 , spätestens am dritten Werktag eines 
Kalendermonats für den Ablauf des näch- 
sten Monats, wenn der Wohnraum weni- 
ger als zehn Jahre überlassen war und für 
einen anderen zur Dienstleistung Ver- 
pflichteten dringend benötigt wird; 

2. spätestens am dritten Werktag eines 
Kalendermonats für den Ablauf dieses 
Monats, wenn das Dienstverhältnis seiner 
Art nach die Überlassung des Wohnraums, 
der in unmittelbarer Beziehung oder Nähe 
zur Stätte der Dienstleistung steht, erfor- 
dert hat und der Wohnraum aus dem 
gleichen Grunde für einen anderen zur 
Dienstleistung Verpflichteten benötigt 
wird. 

Im übrigen bleibt § 565 unberührt. 

§ 565 d 

(1) Bei Anwendung der §§ 556 a, 556 b sind 
auch die Belange des Dienstberechtigten zu be- 
rücksichtigen. 

(2) Hat der Vermieter nach § 565 c Satz 1 
Nr. 1 gekündigt, so gilt § 556 a mit der Maß- 
gabe, daß der Vermieter die Einwilligung zur 
Fortsetzung des Mietverhältnisses verweigern 
kann, wenn der Mieter den Widerspruch nicht 
spätestens einen Monat vor der Beendigung des 
Mietverhältnisses erklärt hat. 

(3) Die §§ 556 a, 556 b gelten nicht, wenn 

1. der Vermieter nach § 565 c Satz 1 
Nr. 2 gekündigt hat; 

2. der Mieter das Dienstverhältnis ge- 
löst hat, ohne daß ihm von dem 
Dienstberechtigten gesetzlidi begrün- 
deter Anlaß gegeben war, oder der 
Mieter durch sein Verhalten dem 
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Drucksadle IV/ 2229 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 565 c 

Ist Wohnraum im Rahmen eines Dienstver- 
hältnisses überlassen, so gelten für die Beendi- 
gung des Rechtsverhältnisses hinsichtlich des 
Wohnraums die Vorschriften über die Miete 
entsprechend, wenn der zur Dienstleistung Ver- 
pflichtete den Wohnraum ganz oder überwie- 
gend mit Einrichtungsgegenständen ausgestattet 
hat oder in dem Wohnraum mit seiner Familie 
einen eigenen Hausstand führt." 

21. Nach § 569 werden folgende §§ 569 a und 569 b 
eingefügt: 

(§ 569 a) 

(5) Der Vermieter ist berechtigt, das Miet- 
verhältnis unter Einhaltung der gesetzlichen 
Frist zu kündigen; die Kündigung kann nur für 
den ersten Termin erfolgen, für den sie zuläs- 
sig ist. § 556 a ist entsprechend anzuwenden. 


(Artikel II) 
Nummer 1 entfällt 


2. Nach § 308 wird folgender § 308 a eingefügt: 

„§ 308 a 

(1) Erachtet das Gericht in einer Streitigkeit 
zwischen dem Vermieter und dem Mieter oder 
dem Mieter und dem Untermieter wegen Räu- 
mung von Wohnraum den Räumungsanspruch 
für unbegründet, weil der Mieter nach den 
§§ 556 a, 556 b des Bürgerlichen Gesetzbuchs eine 
Fortsetzung des Mietverhältnisses verlangen 
kann, so hat es in dem Urteil auf Antrag aus- 


Be Schlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

Dienstberechtigten gesetzlich begrün- 
deten Anlaß zur Auflösung des Dienst- 
verhältnisses gegeben hat. 

§ 565 e 

Ist Wohnraum im Rahmen einer Dienstver- 
hältnisses überlassen, so gelten für die Beendi- 
gung des Rechtsverhältnisses hinsichtlich des 
Wohnraums die Vorschriften über die Miete 
entsprechend, wenn der zur Diensteistung Ver- 
pflichtete den Wohnraum ganz oder überwie- 
gend mit Einrichtungsgegenständen ausgestattet 
hat oder in dem Wohnraum mit seiner Familie 
einen eigenen Hausstand führt." 


21. Nach § 569 werden folgende §§ 569 a und 569 b 
eingefügt: 

(§ 569 a) 

(5) Der Vermieter kann das Mietverhältnis 
unter Einhaltung der gesetzlichen Frist kündi- 
gen, wenn in der Person des Ehegatten oder 
Familienangehörigenr der in das Mietverhältnis 
eingetreten ist, ein wichtiger Grund vorliegt; 
die Kündigung kann nur für den ersten Termin 
erfolgen, für den sie zulässig ist. § 556 a ist ent- 
sprechend anzuwenden. 


(Artikel II) 

1. § 257 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 257 

Ist die Geltendmachung einer nicht von einer 
Gegenleistung abhängigen Geldforderung oder 
die Geltendmachung des Anspruchs auf Räu- 
mung eines Grundstücks oder eines Raumes, der 
anderen als Wohnzwecken dient, an den Eintritt 
eines Kalendertages geknüpft, so kann Klage auf 
künftige Zahlung oder Räumung erhoben wer- 
den." 


2. Nach § 308 wird folgender § 308 a eingefügt: 

„§ 308 a 

(1) Erachtet das Gericht in einer Streitigkeit 
zwischen dem Vermieter und dem Mieter oder 
dem Mieter und dem Untermieter wegen Räu- 
mung von Wohnraum den Räumungsanspruch 
für unbegründet, weil der Mieter nach den 
§§ 556 a, 556 b des Bürgerlichen Gesetzbuchs eine 
Fortsetzung des Mietverhältnisses verlangen 
kann, so hat es in dem Urteil auch ohne Antrag 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


zusprechen, für welche Dauer und unter welchen 
Änderungen der Vertragsbedingungen das Miet- 
verhältnis fortgesetzt wird. 

(2) Der Ausspruch ist selbständig anfechtbar." 

4. § 721 wird wie folgt gefaßt: 

(§ 721) 

(1) Wird auf Räumung von Wohnraum er- 
kannt, so kann das Gericht auf Antrag dem 
Schuldner eine den Umständen nach angemes- 
sene Räumungsfrist gewähren. Der Antrag ist 
vor dem Schluß der mündlichen Verhandlung zu 
stellen, auf die das Urteil ergeht. Ist der Antrag 
bei der Entscheidung übergangen, so gilt § 321; 
bis zur Entscheidung kann das Gericht auf An- 
trag die Zwangsvollstreckung wegen des Räu- 
mungsanspruchs einstweilen einstellen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

auszusprechen, für welche Dauer und unter wel- 
chen Änderungen der Vertragsbedingungen das 
Mietverhältnis fortgesetzt wird. Vor dem Aus- 
spruch sind die Parteien zu hören. 

(2) unverändert 

4. § 721 wird wie folgt gefaßt; 

(§ 721) 

(1) Wird auf Räumung von Wohnraum er- 
kannt, so kann das Gericht auf Antrag oder von 
Amts wegen dem Schuldner eine den Umständen 
nach angemessene Räumungsfrist gewähren. Der 
Antrag ist vor dem Schluß der mündlichen Ver- 
handlung zu stellen, auf die das Urteil ergeht. 
Ist der Antrag bei der Entscheidung übergangen, 
so gilt § 321; bis zur Entscheidung kann das Ge- 
richt auf Antrag die Zwangsvollstreckung wegen 
des Räumungsanspruchs einstweilen einstellen. 


Bonn, den 30. April 1964 
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